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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


1. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Münster) 

(CDU/CSU) 


Welche Ressorts sind an der Ausstellung „Un- 
sere Städte menschlicher machen", die am 
14. April 1975 in Bonn eröffnet werden soll, 
in welchem finanziellen Umfang beteiligt? 


2. Abgeordneter Warum wurde das für Fragen des Denkmal- 
Dr. Jahn Schutzes zuständige Bundesinnenministerium 

(Münster) nicht beteiligt? 

(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


3. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die in der aktiven 
Würtz Truppe ständig geäußerten Sorgen, der Ver- 

(SPD) band der Reservisten (VdResBw) wäre nicht 

in der Lage, bis Ende 1975 die allgemeine 
Reservistenarbeit für alle Reservisten der Bun- 
deswehr zu übernehmen (zuletzt Bw-aktuell 
vom 13. Februar 1975/6. März 1975)? 


4. Abgeordneter 
Reiser 


(SPD) 


Treffen Informationen zu, wonach Italien (so- 
fern über die Produktion endgültig entschieden 
wird) beabsichtigt, die vorgesehenen Abneh- 
merzahlen an MRCA-Flugzeugen zu reduzie- 
ren und Großbritannien die vorgesehene Ab- 
nahmezeit für sein MRCA-Kontingent strecken 
will, und hat dies auf die Entscheidung der 
Bunde sregierung Auswirkungen? 


5. Abgeordneter 
Reiser 


(SPD) 


Kann die Bundesregierung den Testbericht 
einer Ernährungsexpertin über die Küche des 
Femmeldebataillons 1 (Hannover) bestätigen, 
der in einer Tageszeitung unter der Überschrift 
„Viel Fleisch für die Offiziere — wenig Fleisch 
für Mannschaften" veröffentlicht wurde und 
der diese Textstelle enthält: „Die Bedienung 
serviert den Hauptmännem und Majoren das 
gleiche Essen, wie es die einfachen Soldaten 
bekommen. Kleiner Unterschied: Bei den 
Mannschaften gibt's viel Kartoffeln, wenig 
Fleisch. Bei den Offizieren umgekehrt. Die Sol- 
daten wissen das und sind dementsprechend 
sauer.", und was wird die Bundesregierung 
gegebenenfalls gegen eine solche ungleiche 
Behandlung unternehmen? 
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6. Abgeordneter 
Peter 


(SPD) 


Trifft nach den Erfahrungen der Bundesregie- 
rung die in der letzten Zeit öfter zu hörende 
Behauptung zu, wonach immer mehr Wehr- 
pflichtige wegen ihrer bevorstehenden oder 
nach und wegen der abgeleisteten Wehrdienst- 
zeit ihren Arbeitsplatz verlieren sollen, und 
wird die Bundesregierung gegebenenfalls einer 
solchen Entwicklung entgegenwirken? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


7. Abgeordneter Seit wann sind dem Bundesminister für Ju- 
Breidbach gend, Familie und Gesundheit die Forderun- 

(CDU/CSU) gen und Vorschläge des' Zentralverbands der 

Fußpfleger Deutschlands e. V. bekannt? 


8. Abgeordneter In wieviel Schreiben und mit welchen Termin- 
Breidbach angaben wurde eine Prüfung bzw. eine Sach- 

(CDU/CSU) verständigenanhörung zu den Belangen in 

Aussicht gestellt? 


9. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 


(CDU/CSU) 


Was tut die Bundesregierung, um die Gesund- 
heitserziehung über Darstellungen in den Mas- 
senmedien zu fördern? 


10. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 

(CDU/CSÜ) 


Welchen Zusammenhang zwischen einer ver- 
stärkten Förderung der Gesundheitserziehung 
und der notwendigen Dämpfung der Kosten- 
entwicklung im Gesundheitswesen sieht die 
Bundesregierung, und welche positiven Bei- 
träge zur Gesundheitserziehung will sie spe- 
ziell für die Ausstrahlung im Fernsehen lei- 
sten? 


11. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Welche Folgerung zieht die Bundesregierung 
aus der Diskussion der FAO, die zeigt, daß in 
Ländern, aus denen wir Fleisch importieren, 
offensichtlich immer noch Hormone wie Östro- 
gene verfüttert werden? 


12. Abgeordneter 

Fiebig 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
„Internistischen Praxis" (Heft 1/1975), daß die 
Rote Liste 1974 — Verzeichnis pharmazeu- 
tischer Spezialpräparate — die Arzneimittel- 
sicherheit gefährdet, Hinweise auf Nebenwir- 
kungen teilweise nicht, teilweise unvollstän- 
dig gegeben werden, gleichzeitig aber Voll- 
ständigkeit suggeriert wird und daß die in der 
Roten Liste aufgeführten Indikationen zu 
einem nicht unbedeutenden Teil den wissen- 
schaftlichen Erkenntnissen widersprechen? 
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13. Abgeordneter 
Fiebig 
(SPD) 


14. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 


(SPD) 


15. Abgeordneter 

Horstmeier 


(CDU/CSU) 


16. Abgeordneter 

Marschall 


(SPD) 


17. Abgeordneter 
Marschall 
(SPD) 


Wird die Bundesregierung gegebenenfalls auf 
den Herausgeber der Roten Liste einwirken, 
daß dieses Standardwerk endlich den Erforder- 
nissen einer erhöhten Arzneimittelsicherheit 
gerecht wird? 

Was tut die Bundesregierung, um durch flan- 
kierende Maßnahmen zum neuen Heimgesetz, 
z. B. im Bereich der Multiplikatoren in der 
Altenhilfe, die Umsetzung dieses Gesetzes in 
die Praxis — insbesondere was die „Mitwir- 
kung der Heimbewohner" betrifft — zu ermög- 
lichen bzw. zu erleichtern? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, die 
durch die neue Kindergeldregelung verursach- 
te Benachteiligung vieler Sozialhilfeempfänger, 
die im Haushalt Kinder zu versorgen haben, 
wieder auszugleichen? 

Hält es die Bundesregierung für politisch ver- 
tretbar, daß entgegen der eindeutigen gesetz- 
lichen Regelung des § 22 des Lebensmittel- 
und Bedarfsgegenständegesetzes die Bezeich- 
nung „naturrein" bei der Werbung für Tabak- 
erzeugnisse unter Hinweis auf Verordnungen 
nach alter Rechtslage weiterhin verwendet 
werden kann? 

Wann ist mit einer diesbezüglichen Änderung 
der Tabakverordnung durch das zuständige 
Bundesministerium zu rechnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


18. Abgeordneter 
Hoffie 
(FDP) 


19. Abgeordneter 

Hoffie 

(FDP) 

20. Abgeordneter 

Dr. Jobst 
(CDU/CSU) 


21. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen darüber zu, daß sich 
der Bundesverkehrsminister dafür einsetzen 
will, daß künftig Kindern gestattet werden 
soll, auf Gehwegen Fahrrad zu fahren? 

Wann ist mit einer einheitlichen Übereinkunft 
der Länder in dieser Sache zu rechnen? 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach der Vor- 
stand der Deutschen Bundesbahn in einer Vor- 
ausschau für das Jahr 1979 einen Mittelbedarf 
aus dem Bundeshaushalt in der Größenord- 
nung von 16 bis 17 Milliarden DM angemeldet 
hat? 

Wenn ja, hat die Deutsche Bundesbahn für die 
einzelnen Jahre des nächsten Finanzplans des 
Bundes 1975 bis 1979 jeweils konkrete Beträge 
angemeldet, und wie sehen diese gegebenen- 
falls aus? 
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22. Abgeordneter 
Sick 

(CDU/CSU) 


23. Abgeordneter 

Lemmrich 

(CDU/CSU) 


24. Abgeordneter 

Lemmrich 

(CDU/CSU) 

25. Abgeordneter 

Straßmeir 

(CDU/CSU) 


26. Abgeordneter 

Straßmeir 

(CDU/CSU) 


27. Abgeordneter 
Dreyer 
(CDU/CSU) 


28. Abgeordneter 
Dreyer 
(CDU/CSU) 


29. Abgeordneter 
Sick 

(CDU/CSU) 


30. Abgeordneter 

Dr. Schulte 
(Schwäbisch 
Gmünd) 
(CDU/CSU) 


Wie entwickeln sich nach Auffassung des Vor- 
stands der Deutschen Bundesbahn bzw. der 
Bundesregierung dabei die Jahresfehlbeträge 
der Deutschen Bundesbahn in den Jahren 1975 
bis 1979? 

Sind bei der Vorausschau des zukünftigen 
Finanzbedarfs der Deutschen Bundesbahn aus 
dem Bundeshaushalt die vom Vorstand der 
Deutschen Bundesbahn erwarteten Auswirkun- 
gen der sogenannten Zielvorgaben des Bun- 
desverkehrsministers für die Deutsche Bun- 
desbahn vom 11. Dezember 1974 bereits be- 
rücksichtigt? 

Wie schätzt die Bundesregierung die haushalts- 
mäßigen Auswirkungen der sogenannten Ziel- 
vorgaben des Bundesverkehrsministers ein? 

Hat der Vorstand der Deutschen Bundesbahn 
auch bei der Erstellung früherer mittelfristiger 
Finanzplanungen des Bundes jeweils eine Vor- 
ausschau des Mittelbedarfs der Deutschen Bun- 
desbahn für die Jahre der Finanzplanung er- 
stellt? 

Wenn ja, liegen nach Auffassung der Bundes- 
regierung die Ursachen für die eklatanten Ab- 
weichungen zwischen Soll-Ansätzen in den 
Finanzplanungen seit 1970 und den tatsächli- 
chen Bundesleistungen an die Deutsche Bun- 
desbahn bei einer Fehleinschätzung seitens 
des Bundesbahnvorstands oder bei bewußt zu 
niedrig gewählten Haushaltsansätzen seitens 
der Bundesregierung? 

Würde nach Auffassung der Bundesregierung 
mit dem in der Presse genannten Mittelbedarf 
der Deutschen Bundesbahn aus dem Bundes- 
haushalt in den Jahren bis 1979 die Ober- 
grenze des in einer realistischen Finanzpla- 
nung des Bundes Machbaren überschritten? 

Ist im Rahmen des Finanzplanungszeitraums 
1975 bis 1979 von seiten der Deutschen Bundes- 
bahn an weitere Erhöhungen der Sozialtarife 
gedacht? 

Gibt es bei der Deutschen Bundesbahn bzw. bei 
der Bundesregierung bereits Schätzungen über 
die Höhe der Ende 1975 von der Deutschen 
Bundesbahn vorzufinanzierenden Verluste? 

Ist die Bundesregierung nach wie vor der Mei- 
nung, daß durch allgemeine Zielvorgaben des 
Bundesverkehrsministers an die Deutsche Bun- 
desbahn eine Tendenzwende in der Entwick- 
lung der Bundeszuwendungen an die Deutsche 
Bundesbahn eintreten wird, und daß die Deut- 
sche Bundesbahn im übrigen aus eigener Kraft 
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mit ihren strukturellen, finanziellen und inve- 
stitionspolitischen Schwierigkeiten fertig wer- 
den kann? 

31. Abgeordneter Hat die Bundesregierung aus dem 1973 ver- 

Schröder öffentlichten „Gutachten über die Organisa- 

(Wilhelminenhof) tion und Wirtschaftlichkeit der Wasser- und 
(CDU/CSU) Schiff ahrtsverwaltung des Bundes" inzwischen 

Konsequenzen gezogen, und beabsichtigt sie, 
in diesem Zusammenhang tatsächlich wesent- 
liche Dienstleistungsbereiche in der Wasser- 
und Schiff ahrtsverwaltung zu privatisieren? 

32. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es bei der gegen- 

Schröder wärtigen Arbeitsmarktlage in Ostfriesland für 

(Wilhelminenhof) vertretbar, Organisationspläne zu verwirkli- 
(CDU/CSU) chen, die einen Teil der etwa 1500 gesicherten 

Arbeitsplätze bei der Wasser- und Schiffahrts- 
verwaltung im ostfriesischen Raum gefährden 
könnten? 


33. Abgeordneter 

Geldner 


(FDP) 


34. Abgeordneter 
Geldner 
(FDP) 


35. Abgeordneter 

Dr. Hauser 

(Sasbach) 

(CDU/CSU) 


36. Abgeordneter 

Dr. Hauser 

(Sasbach) 

(CDU/CSU) 


Findet bei Streckenstillegungen der Deutschen 
Bundesbahn in der Weise eine koordinierte 
Politik statt, daß die betroffenen Räume mit 
einem verbesserten Straßennetz für den Omni- 
bus- und Individualverkehr attraktiver ge- 
macht werden, und welche Beispiele kann die 
Bundesregierung für eine solche Planung nen- 
nen? 

Ich frage die Bundesregierung, wie die still- 
gelegten Bahnanlagen (Gebäude, Trassen und 
Grundstücke) sinnvoll genutzt werden — sei 
es durch Verkauf, Vermietung oder Verpach- 
tung — , und in welchem Umfang findet eine 
solche wirtschaftlich rentable Nutzung statt? 

Hat das Bundesverkehrsministerium bei dem 
in den „Richtlinien der Wasser- und Schiff- 
fahrtsverwaltung zur Ermittlung der privat- 
rechtlichen Entgelte" als Pachtzins für die Be- 
nutzung von Uferanschlüssen vorgesehenen 
„gleitenden Umschlagsentgelt" die Auswirkun- 
gen auf niedrigwertige Massengüter (z. B. 
Sand, Kies) genügend beachtet, wenn statt bis- 
her erhobener 2,5 Pfennig/to ab 1. Januar 1975 
3,75 Pfennig pro Tonne entrichtet werden müs- 
sen, obwohl die Pächter gleichzeitig zur In- 
standhaltung der Uferböschung verpflichtet 
sind? 

Ist das Bundesverkehrsministerium bereit, zur 
Erreichung eines ausgewogenen Verhältnisses 
zwischen Pachtzins und Bodenwert beim Um- 
schlag von niedrigwertigen, lediglich durch 
Förderbänder über die Uferböschung geführten 
Massengütern auf die Erhebung eines um- 
schlagmengenabhängigen Pachtanteils zu ver- 
zichten und es entsprechend der in den oben- 
genannten Richtlinien ebenfalls vorgesehenen 
Erhebungsart bei einer angemessenen Flächen- 
pacht zu belassen? 
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37. Abgeordneter 

Dr. Sdiwencke 

(Nienburg) 

(SPD) 


38. Abgeordneter 
Dr. Schwencke 
(Nienburg) 
(SPD) 


39. Abgeordneter 
Dr. Meinecke 
(Hamburg) 
(SPD) 


40. Abgeordneter 
Dr. Meinecke 
(Hamburg) 
(SPD) 


41. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


42. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Göttingen) 
(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
innerhalb der zulässigen Höchstgrenze der täg- 
lichen Fahrzeit für Fahrer im Güterfernverkehr 
gegebenenfalls die Kilometerzahl nicht mehr 
zu begrenzen? 

Welche Chancen sieht die Bundesregierung, 
die PS-Anforderungen an den Güterfernver- 
kehr durch technische Harmonisierung inner- 
halb der EG auszugleichen, bzw. welche Schrit- 
te sind seitens der Bundesregierung im Rah- 
men ihrer europaverkehrspolitischen Möglich- 
keiten bereits dafür getan? 

Ist die Bundesregierung bereit, in ihren meist 
zur Hauptreisezeit erscheinenden Informations- 
broschüren die mit einem Kfz ins Ausland rei- 
senden Bundesbürger verstärkt und deutlich 
darauf hinzuweisen, daß sie bei unverschulde- 
ten Verkehrsunfällen in manchen europäi- 
schen Nachbarländern überhaupt keinen Scha- 
denersatz von den dortigen Haftpflichtversi- 
cherern zu erwarten haben bzw. wenn ja, nur 
nach langwierigen und schwierigen Verhand- 
lungen? 

Sieht die Bundesregierung — im Hinblick 
darauf — Möglichkeiten, die Bemühungen des 
HUK-Verbands hier zu gerechteren Verhält- 
nissen zu kommen, auf EG-Ebene zu unterstüt- 
zen, damit nach den Worten des HUK-Ver- 
bandsdirektors „die ausländischen Haftpflicht- 
versicherer künftig zu zahlungswilligen Part- 
ner werden und sich nicht nur als liebenswür- 
dige Gesprächspartner erweisen"? 

Hält die Bundesregierung es für eine Benach- 
teiligung deutscher Autofahrer, wenn in der 
Bundesrepublik Deutschland keine Autogebüh- 
ren auch für Ausländer erhoben werden und in 
anderen Ländern, insbesondere in solchen der 
EG, von deutschen Autofahrern derartige Au- 
tobahngebühren kassiert werden, und gedenkt 
die Bundesregierung diese Benachteiligung zu 
vermeiden, daß sie in Verhandlungen mit die- 
sen Ländern unter Hinweis auf die freie Auto- 
bahnbenutzung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land erreicht, daß deutsche Autobahnbenutzer 
dort als Gegenleistung von der Autobahnge- 
bühr befreit werden? 

Hat die Bundesregierung die Absicht, poten- 
tiellen Veranstaltern die Nutzung von Anlagen 
der Breitbandkommunikation stets nur dann 
zu gestatten, wenn zuvor dafür eine Konzes- 
sion des für die Anlage zuständigen Landes 
erteilt wurde, unabhängig davon, von welcher 
Art das zu veranstaltende Programm ist, oder 
behält sich die Bundesregierung bzw. die Deut- 
sche Bundespost eine selbstständige Prüfung 
der Frage vor, ob es sich dabei um Rundfunk 
handelt? 
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43. Abgeordneter 

Dr. Klein 

(Göttingen) 

(CDU/CSU) 


44. Abgeordneter 

Benz 

(CDU/CSU) 


45. Abgeordneter 

Benz 


(CDU/CSU) 


46. Abgeordneter 
Reddemann 

(CDU/CSU) 


47. Abgeordnete 

Frau 
Dr. Walz 

(CDU/CSU) 


48. Abgeordnete 
Frau 
Dr. Walz 
(CDU/CSU) 


Inwieweit ist nach Auffassung der Bundesre- 
gierung die Bereitstellung neuer Übertragungs- 
kapazitäten durch die Breitbandkommunika- 
tion geeignet, die Voraussetzungen für die 
Aufrechterhaltung des Monopols der öffent- 
lich-rechtlichen Anstalten für die Veranstaltung 
von Rundfunk, wie sie das Bundesverfassungs- 
gericht in seinem Urteil vom 28. Februar 1961 
(BVerfGE 12, 206) aufgestellt hat, in Frage zu 
stellen? 

Werden alle in Hamburg mit einem normalen 
Fernseh- und Rundfunkgerät empfangbaren 
Programme in die dortigen Versuchsanlagen 
eingespeist? 

Wird der Rundfunk der DDR nicht dadurch, 
daß die Deutsche Bundespost über die Ham- 
burger Anlage seine Programme verbreitet, 
zum Veranstalter in der Bundesrepublik 
Deutschland angebotener Programme? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die mit der 
weiteren Entwicklung der Breitbandkommuni- 
kation verbundenen Veränderungen im Wett- 
bewerb zwischen öffentlich-rechtlichen und pri- 
vat-rechtlichen Medien? 

Liegt nicht in der Antwort der Bundesregie- 
rung auf die Kleine Anfrage der Fraktion der 
CDU/CSU (Drucksache 7/3446) ein Wider- 
spruch, der darin besteht, daß sie erklärt, ein 
besonderer Umsetzer für das SECAM-Farbsy- 
stem der DDR sei in die Hamburger Anlage 
nicht eingebaut worden, während es in der Er- 
klärung der Hamburger Senatskanzlei vom 
14. Februar 1975 u. a. heißt, „daß die Post das 
2, DDR-Fernsehprogramm in Farbe in die 
Kabelanlage einspeist, und dabei zur Sichtbar- 
machung der in SECAM ausgestrahlten Farb- 
impulse in PAL-Fernsehempfängern ein Kon- 
verter in die Kabelanlage eingebaut ist 41 ? 

Ist es richtig, daß Vertreter der Deutschen Bun- 
despost, der Länder und der Rundfunkanstalten 
in der Arbeitsgruppe „Kabelverteilungsanla- 
gen für Rundfunk 14 bereits über die Nutzung 
der noch freien Kanäle in den posteigenen Ka- 
belverteilungsanlagen gesprochen haben, und, 
wenn ja, mit welchem Ergebnis? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


49. Abgeordneter 
Wohlrabe 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung zum Transitabkom- 
men vom 17. Dezember 1971 mit der DDR- 
Regierung eine oder überhaupt geheime Zu- 
satzvereinbarungen abgeschlossen oder auch 
nur mündlich vereinbart? 
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50. Abgeordneter 
Wohlrabe 

(CDU CSU) 


Treffen Meldungen zu, nach denen die DDR in 
einer der letzten Sitzungen der Transitkom- 
mission angekündigt hat, ehemalige Bewohner 
Ostberlins und der DDR, die nach dem 1. Ja- 
nuar 1972 aus dem Gebiet der sowjetischen 
Besatzungszone geflüchtet sind, festzunehmen 
oder zu verhaften? 


51. Abgeordneter Was tut die Bundesregierung, um die meist 

Rollmann noch über kein eigenes Einkommen verfügen- 

(CDU CSU) den Jugendlichen zwischen 16 bis 18 Jahren bei 

Reisen in die DDR vom Geldzwangsumtausch 
freizubekommen? 


52. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß trotz bestehender Vereinbarungen 
mit der „DDR", die in Burg bei Magdeburg 
stationierten Sender „Freiheitssender 904" und 
„Soldatensender 935" Sendungen für in der 
Bundesrepublik Deutschland lebende auslän- 
dische Arbeitnehmer ausstrahlen und dabei für 
Unterstützung und Zusammenarbeit sowie zum 
gemeinsamen Kampf mit der DKP aufrufen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


53. Abgeordneter 
Dr. Stavenhagen 
(CDU/CSU) 


54. Abgeordneter 
Dr. Stavenhagen 

(CDU CSU) 


55. Abgeordneter 

Dr. Sperling 
(SPD) 


56. Abgeordneter 

Dr. Sperling 
(SPD) 


Wie konnte es zu der amerikanischen Liefer- 
sperre für Uran kommen, welche Staaten sind 
von ihr betroffen und welche Auswirkungen 
entstehen für die deutschen Kernkraftwerke? 


Wurde 1 die Bundesregierung von dieser Maß-, 
nähme überrascht oder hat sie etwas zu ihrer 
Verhinderung unternommen, und was unter- 
nimmt sie jetzt zur Abwendung dieser Liefer- 
sperre? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Berech- 
nungen von Dr. P. Chapman in New Sei ent ist 
vom 19. Dezember 1974, die besagen, daß zum 
Bau von Kernreaktoren und deren Brenn- 
stoffbeschickung mehr elektrische Energie ver- 
braucht wird, als die Reaktoren in den ersten 
Jahren ihres Betriebes erzeugen? 


Sind die Überlegungen richtig, daß ein schnel- 
ler Ausbau von Kernreaktoren infolgedessen 
zeitweilig, nach Zahl und Leistungsfähigkeit 
der Reaktoren unterschiodlich'lang, mehr Ener- 
gie aus fossilen Brennstoffen verbrauchen wird, 
als die erstellten Reaktoren liefern können und 
ein schneller Ausbau deshalb zu einer zeit- 
w e iliyen E n e r g i e 1 ü ck e f u h r t ? 
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57. Abgeordneter Welcher Tatbestand liegt Meldungen zugrun- 
Kern de, daß die USA die Lieferung von angerei- 

(SPD) chertem Uran in die Bundesrepublik Deutsch- 

land eingestellt hätten? 


58. Abgeordneter 
Kern 
(SPD) 


Treffen in der Öffentlichkeit erhobene Vor- 
würfe zu, daß die Kontakte der Bundesregie- 
rung zu den USA auf einem Minimalstand an- 
gelangt sind, und daß sie daher versäumt hat, 
einen Lieferstopp zu verhindern? 


59. Abgeordneter 

Dr. Gruhl 

(CDU/CSU) 


Wie erklärt die Bundesregierung, daß die Ant- 
wort des Bundesministers für Forschung und 
Technologie auf meine Frage nach den gesi- 
cherten Uranlieferungen am 17. April 1975 
lautete, 1985 seien 15 Prozent des Bedarfs ge- 
sichert, während ein Vertreter der Bundesre- 
gierung (meines Wissens aus dem gleichen 
Ministerium) wenige Tage zuvor vor dem 
Wirtschaftsausschuß erklärte, daß schon ab 
1980 nur noch 5 Prozent des jährlichen Uran- 
bedarfs fest gedeckt sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


60. Abgeordneter 

Dr. Schweitzer 


(SPD) 


61. Abgeordneter 

Dr. Schweitzer 


(SPD) 


62. Abgeordneter 

Hansen 


(SPD) 


Werden nach Auffassung der Bundesregierung 
ausländische Regierungen, die mit der Bun- 
desrepublik Deutschland der „Europäischen 
Konvention über die Gleichwertigkeit der Rei- 
fezeugnisse" beigetreten sind, durch die derzei- 
tigen Zulassungsmodalitäten der Dortmunder 
ZVS in Fächern mit einem sogenannten nume- 
rus clausus daran gehindert, ein deutsches 
Reifezeugnis im Sinne des Artikels 1 der 
genannten Konvention voll anzuerkennen, d. 
h. betroffene deutsche Studierende mit einem 
deutschen Reifezeugnis in ihren Ländern stu- 
dieren zu lassen, und macht sich die Bundes- 
republik Deutschland in diesem Zusammen- 
hang möglicherweise unbeschadet der Num- 
mer 3 der Konvention einer Vertragsverlet- 
zung auf Grund des derzeitigen zentralen Zu- 
lassungsverfahrens schuldig? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
ergriffen oder gedenkt sie zu ergreifen, um 
einer durch unser derzeitiges Zulassungsver- 
fahren möglichen Benachteiligung deutscher 
Studienbewerber mit einem bundesrepublika- 
nischen Reifezeugnis in dem jeweiligen Ver- 
tragsland dieser Konvention gegenüber ande- 
ren zum Studium Qualifizierten aus dritten 
Vertragstaaten entgegenzuwirken? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, den offensichtlich profitablen Handel mit 
Doktorhüten in der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu unterbinden? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


63. Abgeordneter Wie viele und welche der Entwicklungsländer, 

Dr. Todenhöfer die von der Bundesrepublik Deutschland nach 
(CDU/CSU) der Rahmenplanung 1975 Entwicklungshilfe 

erhalten sollen, werden durch eine parlamen- 
tarische Demokratie regiert? 

64. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, aus den Aus- 

Dr. Todenhöfer führungen von Bundesminister Matthöfer zur 
(CDU/CSU) Begründung der Ablehnung weiterer Kapital- 

hilfe für Chile die Konsequenz zu ziehen, allen 
nicht demokratischen — von Rechts- oder 
Links-Diktaturen geführten — Ländern in Zu- 
kunft keine Entwicklungshilfe mehr zu ge- 
währen? 

Hat die Bundesregierung die Absicht, bisher 
an private Träger gewährte Zuschüsse für die 
entwicklungspolitische Öffentlichkeitsarbeit zu 
streichen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


66. Abgeordneter Welche Ziele werden mit einem „Chemie-Ab- 
Reuschenbach kommen" verfolgt, dessen Entwurf zur Zeit 
(SPD) von der Rheinschutzkommission erörtert wird, 

und wie stehen diese im Verhältnis zu den 
Plänen und Maßnahmen für andere westeuro- 
päische Flüsse? 

Treffen Befürchtungen zu, wonach hei einer 
Verwirklichung dieses Abkommens ein erheb- 
licher Teil der Produktion der chemischen In- 
dustrie im deutschen Rheingebiet eingestellt 
werden müßte? 

68. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Anga- 
Schäfer ben des Verbandes der chemischen Industrie 

(Appenweier) (VCI), eine Verabschiedung des Abkommens 

(SPD) der internationalen Rheinkommission gegen 

die Verunreinigung durch chemische Stoffe 
(„Chemieabkommen") zwischen der Bundesre- 
publik Deutschland, Frankreich, der Schweiz, 
Luxemburg und den Niederlanden in der Fas- 
sung des Entwurfs würde „70 Prozent der deut- 
schen chemischen Industrie mit etwa 400 000 
Arbeitsplätzen und einem Umsatz von rund 
45 Milliarden DM" von der Stillegung bedro- 
hen, und bis wann ist mit der Verabschiedung 
des Abkommens zu rechnen? 


67. Abgeordneter 

Reuschenbach 

(SPD) 


65. Abgeordneter 

Wawrzik 

(CDU/CSU) 
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69. Abgeordneter 

Hösl 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
es zur Erfüllung ihrer verfassungsmäßigen 
Pflicht gehört, die Wiedervereinigung Deutsch- 
lands im Inneren wachzuhalten und nach 
außen beharrlich zu vertreten, den 17. Juni als 
Gedenktag im Rang eines gesetzlichen Feier- 
tags zu erhalten und mit neuem Leben zu er- 
füllen? 


70. Abgeordneter 

Hösl 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung an der Auffassung 
fest, daß die Beschlußfassung über einen allge- 
meinen Nationalfeiertag der Bundesrepublik 
Deutschland zur ausschließlichen Zuständigkeit 
des Parlaments gehört, und gedenkt sie, dieser 
Auffassung in überparteilicher Politik Rech- 
nung zu tragen? 


71. Abgeordneter 

Kunz 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung veranlaßt, in 
ihrem konkreten Handeln von dem am 3. Juli 
1953 mit den Stimmen aller Abgeordneten des 
Deutschen Bundestages — außer den Abgeord- 
neten der KPD — beschlossenen Gesetz über 
den Tag der Deutschen Einheit abzugehen? 


72. Abgeordneter 

Kunz 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Sind von Mitgliedern einer früheren oder der 
heutigen Bundesregierung amtlichen Vertre- 
tern der Regierung der Sowjetunion oder der 
DDR Zusagen gemacht worden, daß künftig 
der 17. Juni nicht mehr als Tag der Deutschen 
Einheit gefeiert werde? 


73. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 

(CDU CSU) 


Welche Schritte beabsichtigt die Bundesregie- 
rung zu tun, um gemeinsam mit den im Bun- 
destag vertretenen Parteien die Gestaltung des 
17. Juni 1975 vorzubereiten? 


74. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die würdige Begehung des 17. Juni als deut- 
schen Gedenk- bzw. Nationalfeiertags unver- 
zichtbar bleibt im Hinblick auf die gesamt- 
deutsche Verpflichtung des Grundgesetzes so- 
wie im Hinblick auf den sowohl gesamtdeut- 
schen wie freiheitlich-demokratischen und 
menschenrechtlichen Gehalt des 17. Juni 1953? 


75. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 
(SPD) 


Ist es nach Auffassung der Bundesregierung 
mit dem Gleichheitsgrundsatz des Artikels 3 
des Grundgesetzes vereinbar, daß nach § 1265 
Satz 1 letzte Alternative RVO (ebenso § 42 
AVG und § 65 RKG) die geschiedene Frau auch 
dann eine Witwenrente erhält, wenn der ge- 
schiedene Ehemann ihr nicht unterhaltspflichtig 
war, jedoch tatsächlich im letzten Jahr vor 
seinem Tode in bestimmtem Umfang Unterhalt 
geleistet hat, bei gleichem Tatbestand nach 
§ 125 Abs. 2 BBG jedoch nur dann, wenn sie 
darüber hinaus schuldlos geschieden wurde? 
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76. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 
(SPD) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
diese ungerechtfertigte Behandlung von Beam- 
tenwitwen einerseits und Arbeiter- und Ange- 
stelltenwitwen andererseits zu beseitigen? 


77. Abgeordneter 
Baier 


(CDU/CSU) 


Welche Erklärung hat die Bundesregierung da- 
für, daß laut Antwort der Bundesregierung 
(Drucksache 7/3447 — Fragen B. 12 und 13) die 
Bundesrepublik Deutschland im Jahr 1973 mit 
einem Geburtenüberschuß von minus 3,2 im 
internationalen Vergleich weit hinter den an- 
deren Staaten liegt, und welche Konsequenzen 
wird diese Entwicklung in den nächsten Jahr- 
zehnten für unser Volk haben? 


78. Abgeordneter ln welcher Weise beabsichtigt die Bundesregie- 
Baier rung, auf diese Entwicklung im positiven Sinne 

(CDU/CSU) Einfluß zu nehmen? 


79. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung unter si- 
cherheitspolitischen Aspekten die Tätigkeit der 
kommunistisch orientierten „Arbeitsgemein- 
schaft demokratischer Soldaten" (ADS) und 
den von ihr unternommenen Versuch, eine 
„Soldaten-Internationale" kürzlich anläßlich 
eines Treffens -in Amsterdam zu begründen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


80. Abgeordneter 

Dr. Holtz 
(SPD) 


81. Abgeordneter 
Dr. Holtz 
(SPD) 


82. Abgeordneter 

Niegel 

(CDU/CSU) 


Steht die Bundesregierung angesichts von Be- 
triebsstillegungen neuen Formen des Eigen- 
tums an Produktionsmitteln aufgeschlossen ge- 
genüber? 

Ist die Bundesregierung bereit, bei einem in 
Konkurs geratenen Arbeitgeber auch den Ar- 
beitnehmern das Recht einzuräumen, einen 
Zwangsvergleich mit dem Ziel zustandezubrin- 
gen, den Betrieb fortsetzen zu können? 

Hält es die Bundesregierung nach wie vor als 
Voraussetzung für die Enteignung, daß das 
auch nach neuester Rechtsprechung des Bun- 
desverfassungsgerichts und der Verfassungs- 
rechtslehre geforderte Merkmal „Zum Wohle 
der Allgemeinheit" erforderlich ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


83. Abgeordneter 

Dr. Becker 
(MÖnchen- 
gladbach) 
(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung steuerliche Erleich- 
terungen nach dem Modell des Verlustrück- 
trags gewähren, wie das von einem Koalitions- 
partner ständig propagiert wird? 
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84. Abgeordneter 

Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


85. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 

(CDU/CSU) 


86. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 

(CDU/CSU) 


87. Abegordneter 

Dr. Wagner 
(Trier) 

(CDU/CSU) 


88. Abgeordneter 
Dr. Wagner 
(Trier) 

(CDU/CSU) 


89. Abgeordneter 

Windelen 

(CDU/CSU) 


90. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, dem Bundes- 
tag den Entwurf eines Gesetzes zur Aufhe- 
bung der Doppelbesteuerung der Aktie sowie 
zur Aufhebung der Gewerbesteuerverpflich- 
tung im Falle der Arbeitnehmerkapitalvertei- 
lung am arbeitgebenden Unternehmen vorzu- 
legen, bzw. werden von der Bundesregierung 
Vorarbeiten, Überlegungen oder Vorklärun- 
gen auf diesem Gebiet angestellt, und beab- 
sichtigt die Bundesregierung, den Entwurf ei- 
nes Gesetzes zur Änderung des Dritten Ver- 
mögensbildungsgesetzes vorzulegen, wodurch 
sämtliche betriebliche Beteiligungsformen in 
den prämienbegünstigten Anlagekatalog auf- 
genommen werden? 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um die 1976 mit Sicherheit zu erwarten- 
den Deckungslücken der Haushalte von Bund, 
Ländern und Gemeinden in Höhe von ca. 60 
bis 70 Milliarden DM zu schließen? 


Was versteht die Bundesregierung unter den 
„harten politischen Entscheidungen", die der 
Sprecher der Bundesregierung am 16. März 
1975 im Deutschlandfunk beim Beschluß über 
den Haushaltsentwurf 1976 durch das Kabinett 
angekündigt hat? 


Hat der Parlamentarische Staatssekretär Haeh- 
ser für die Bundesregierung gesprochen, als er 
am 23. Februar 1975 im Saarländischen Rund- 
funk in der Sendung „Interview der Woche" 
auf die Frage „Denken Sie an Steuererhöhun- 
gen?" wörtlich erklärt hat, „Wir brauchen sie 
1975 nicht . . . Und für das Jahr 1976 ist meine 
Prognose sicher, daß wir ohne Steuererhöhun- 
gen über die Runden kommen werden."? 


Wie erklärt es sich, daß der Bundesfinanz- 
minister in Hamburg am 14. April 1975 er- 
klärt hat, er könne zu einer Erhöhung der 
Mehrwertsteuer gegenwärtig weder ja noch 
nein sagen und daß er in seiner Presseerklä- 
rung vom 15. April 1975 Steuererhöhungen 
für 1976 ebenfalls nicht endgültig ausgeschlos- 
sen hat? 

’T 

r t 

Für welchen Zeitraum kann die Bundesregie- 
rung Steuererhöhungen endgültig ausschlie- 
ßen? 


Wer gehört zu dem exklusiven Kreis von „vier 
oder fünf Leuten in Bonn", denen es nach der 
Erklärung von Bundesfinanzminister Dr. Apel 
(Stuttgarter Zeitung vom 15. April 1975) zur 
Zeit ausschließlich Vorbehalten ist, die Proble- 
me des Bundeshaushalts 1976 zu diskutieren? 
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91. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


92. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


93. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


94. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


95. Abgeordneter 
Windelen 

(CDU/CSU) 


Wenn es nach Auffassung von Bundesfinanz- 
minister Dr. Apel (It. Stuttgarter Zeitung vom 
15. April 1975) im angekündigten „Sparhaus- 
halt" 1976 „knirschen" wird, welche konkreten 
Streichungsvorstellungen verbinden sich dann 
mit dieser Äußerung? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß die Vollversorgung des ehemaligen 
fliegenden Personals der alten deutschen Luft- 
hansa einschließlich einer von der Nachfolge- 
einrichtung freiwillig und widerruflich gezahl- 
ten Zulage im Durchschnitt 249 DM monatlich 
und eine Witwenpension durchschnittlich 150 
DM monatlich beträgt, da diese Leistungen 
nicht der Dynamisierung unterliegen und daher 
praktisch unverändert nach dem Stand des 
Jahres 1937 gezahlt werden, und hält es die 
Bundesregierung — gerade weil es sich um 
einen Personenkreis handelt, der in den 20 Jah- 
ren des Bestehens der alten deutschen Luft- 
hansa eine große Pionier- und Aufbauleistung 
für die deutsche Luftfahrt zum Nutzen des 
Ansehens Deutschlands vollbracht hat — nicht 
für dringend geboten, nach Möglichkeiten zur 
Lösung dieses Versorgungsproblems zu su- 
chen? 


Ist die Bundesregierung bereit, in die Prüfung 
dieses Problems unter anderem auch die Über- 
legung einzubeziehen, der Versorgungskasse 
der deutschen Lufthansa zusätzliche Mittel zur 
Verfügung zu stellen, aus deren Bestand oder 
Erträgnissen eine Verbesserung der Renten 
vorgenommen werden könnte, oder darauf 
hinzuwirken, daß die deutsche Lufthansa die 
versorgungsmäßige Betreuung des ehemaligen 
fliegenden Personals der entsprechenden alten 
Einrichtung übernimmt? 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob auf Grund 
des bestehenden Berlin-Förderungsgesetzes in- 
nerhalb der Röstkaffee-Branche eine erhebliche 
Strukturverschiebung, Wettbewerbs Verzerrung 
und Konzentration auf dem Kaffeemarkt ein- 
getreten ist, und wird die Bundesregierung 
gegebenenfalls deshalb zum Schutze mittel- 
ständischer Unternehmen die gesetzliche För- 
derung dieser Konzentrations Vorgänge durch 
Steuererleichterungen einstellen? 


Trifft es zu, wie der Zeitung „Bild" vom 
12. Februar 1975 zu entnehmen ist, daß die 
Bundesregierung keine „Erhöhung der Mehr- 
wertsteuer ... für die Jahre, die man über- 
blicken kann, auch über die nächste Bundes- 
tagswahl 1976 hinaus" plant? 


15 



Drucksache 7/3534 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


96. Abgeordneter 
Haase 
(Kassel) 

(CDU/CSU) 


Welche Industrieländer, die in der Veröffent- 
lichung des B.P.A. am 4. März 1975 auf Seite 6 
aufgeführt sind, haben unter Berücksichtigung 
der voraussichtlichen Entwicklung in 1975 eine 
höhere und welche eine niedrigere Staatsver- 
schuldung pro Kopf und Bevölkerung als die 
Bundesrepublik Deutschland? 


97. Abgeordneter 
Haase 
(Kassel) 
(CDU/CSU) 


Welche der Länder mit einer höheren Ver- 
schuldung pro Kopf als die Bundesrepublik 
Deutschland, die in der Veröffentlichung des 
B.P.A. vom 4. März 1975 auf Seite 6 aufgeführt 
sind, haben sich im Gegensatz zu uns nicht 
durch zwei große Währungsreformen vom 
größten Teil ihrer Staatsschulden befreit? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


98. Abgeordneter 
Dr. Luda 


(CDU/CSU) 


99. Abgeordneter 

Dr. Graf 
Lambsdorff 
(FDP) 


100. Abgeordneter 
Braun 

(CDU CSU) 


101. Abgeordneter 

Braun 


(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung in Anbetracht der 
starken Investitionskürzungen bzw. Sperrun- 
gen bei der Deutschen Bundesbahn und der 
Deutschen Bundespost für richtig, von einem 
politisch motivierten „Investitionsstreik" der 
privaten Unternehmer zu sprechen, wie dies 
der nordrhein-westfälische Wirtschaftsminister 
Riemer unlängst getan hat? 


Ist die Bundesregierung bereit, die dem Bund 
zustehenden Mittel aus dem Europäischen Re- 
gionalfonds zusätzlich zu den im Haushalt vor- 
gesehenen Ausgaben für die Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" und für die Berlinförderung 
voll für die Zwecke der Wirtschafts- und In- 
frastrukturförderung insbesondere in den Ge- 
bieten einzusetzen, die von besonderer Struk- 
turschwäche bedroht sind, nachdem auch die 
französische Regierung am 11. dieses Monats 
beschlossen hat, den Erfordernissen einer euro- 
päischen Regionalpolitik entsprechend, die 
Frankreich zustehenden Mittel zusätzlich zu 
seinen nationalen Mitteln in wirtschaftsschwa- 
chen Gebieten zu verwenden? 

Trifft es zu, daß auf Grund einer Intervention 
des Bundesministers für Wirtschaft die Geneh- 
migung einer Verbesserung der Tarifbestim- 
mung Nr. 28 des Tarifs für Kraftfahrtversiche- 
rungen durch das Bundesaufsichtsamt für das 
Versicherungswesen einstweilen zurückgestellt 
wurde? 

Welches waren die Gründe für die Interven- 
tion, durch die nun nach wie vor unbillige 
Härten bestehen bleiben und der Schadenfrei- 
heitsrabatt nicht abgetreten werden darf? 
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102, Abgeordneter 
Höcherl 


(CDU/CSU) 


103. Abgeordneter 

Dr. Althammer 


(CDU/CSU) 


104. Abgeordneter 

Dr. Althammer 


(CDU/CSU) 


105. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


106. Abgeordneter 
Gansei 
(SPD) 


107. Abgeordneter 
Zebisch 
(SPD) 


108. Abgeordneter 

Zebisch 


(SPD) 


109. Abgeordneter 

Egert 

(SPD) 


Trifft es zu, daß der Bundeswirtschaftsminister 
den Termin für das Frühjahrsgutachten der 
fünf Wirtschaftsforschungsinstitute am 28. 
April 1975 als äußerst ungelegen bezeichnet 
hat und gegebenenfalls warum? 

Was sind die Gründe dafür, daß im Jahr 1974 
die Zahl der Konkurs- und Vergleichsverfah- 
ren über Firmen in der Bundesrepublik 
Deutschland die einmalige Rekordziffer von 
7722 erreicht hat, nachdem schon 1973 eine 
Spitzenzahl von 5515 erreicht war? 

Welche Gründe sind dafür maßgebend, daß 
insbesondere die Zahl der Millionenkonkurse 

— jeder siebente Konkurs verzeichnete Forde- 
rungen von 1 Million DM und mehr — und 
die Zahl der Insolvenzen ohne Deckungsmasse 

— 52,6% mangels Masse nicht eröffnete Kon- 
kursverfahren und weitere rund 20% dann 
mangels Masse eingestellter Verfahren — so 
außerordentlich zugenommen hat? 

Wird die Bundesregierung bei der Neufest- 
setzung der Förderhöchstsätze für Industrie- 
ansiedlungen im Rahmen der Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" künftig differenzierte Förder- 
höchstsätze vorschlagen, um der unterschied- 
lichen Standortlage, die z, B. für Ostbayern 
überdurchschnittliche Fracht- und Stromkosten 
bedeutet, gerecht zu werden? 

Ist die Meldung zutreffend, eine „Internatio- 
nale Electro-Technical Commission" habe ei- 
nen Beschluß mit der Folge gefaßt, daß in etwa 
drei Jahren in allen deutschen Haushalten 
neue Elektrostecker und Steckdosen ange- 
schafft werden müßten? 

Welchen Prozentsatz der geplanten Investitio- 
nen in Hohe von rund 5 Milliarden DM beab- 
sichtigen die Industrieunternehmen, an denen 
der Bund beteiligt ist, im Zonenrandgebiet und 
in den Gebieten der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur" anzulegen? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, sich 
mit den industriellen Bundesunternehmungen 
stärker als bisher in den strukturschwachen 
Gebieten an der Schaffung von Arbeitsplätzen 
zu beteiligen? 

Ist der Bundesregierung das Memorandum des 
Verbandes der Zigareltenindustrie über ver- 
gleichende Zigarettentests in der Bundesrepu- 
blik Deutschland zur Auseinandersetzung mit 
der Stiftung Warentest vom 7. März 1975 be- 
kannt, und welche Stellung hat sie gegebenen- 
falls dazu genommen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

110. Abgeordneter In welcher Weise gedenkt die Bundesregie- 

Eigen rung, die Förderschwelle in einzelbetrieblichen 

(CDU/CSU) Förderungsprogrammen zu verändern, um die 

Förderung von leistungsfähigen Förderungs- 
betrieben aufrechtzuerhalten? 

111. Abgeordneter Wie bewertet die Bundesregierung das gegen- 

Löffler wärtige Verfahren der EG-Kommission, Ex- 

(SPD) Portsubventionen für Rindfleisch mit künftigen 

Importbelastungen aufzurechnen? 

112. Abgeordneter Wird die Bundesregierung gegen dieses Ver- 

Löffler fahren, das einen teil weisen Verzicht auf ein 

(SPD) wichtiges Mittel der Marktregulierung dar- 

stellt, in Brüssel protestieren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

113. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 

Franke stellvertretenden Vorsitzenden des Vorstands 

(Osnabrück) der Bundesanstalt für Arbeit, E. Duda, daß wir 

(CDU/CSU) im Jahresdurchschnitt 1975 „mit einem Sockel 

zwischen 730 000 und 800 000 Arbeitslosen und 
mit einem Sockel von etwa 320 000 bis 400 000 
Kurzarbeitern" rechnen müssen? 

114. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Bundesan- 

Rapp stalt für Arbeit zu ersuchen, künftig die Ar- 

(GÖppingen) beitslosenquote jeweils zusätzlich auch nach 

(SPD) dem Berechnungsmodus des International La- 

bour Office (ILO) darzustellen, um so bessere 
internationale Vergleichsmöglichkeiten zu 
schaffen? 

115. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Rollmann rung, um den gesetzlichen Unfallschutz von 

(CDU/CSU) Kindern in Kinderkrippen und Kinderhorten 

zu verbessern? 

116. Abgeordneter Ist die Bundesregierung wenigstens bereit, bei 

Maucher den Kriegsbeschädigten die Rentenaltersgren- 

(CDU/CSU) ze auf 60 Jahre herabzusetzen? 

117. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, entsprechend 

Maucher dem vorliegenden Gesetzentwurf der Frak- 

( CDU/CSU) tion der CDU/CSU (Drucksache 7/3468) in der 

Rentenversicherung die Nachteile der Spät- 
heimkehrer zu beseitigen? 
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118. Abgeordnete 

Frau 

Steinhauer 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, wie sich das 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetz in bezug auf 
die Zahl und die Arbeit von Leiharbeitern aus- 
gewirkt hat? 


119. Abgeordnete 

Frau 

Steinhauer 

(SPD) 


Sind der Bundesregierung Entwicklungen be- 
kannt, wonach statt Leiharbeitern nunmehr in 
verstärktem Maße Arbeitnehmer im Rahmen 
eines Werkvertrags beschäftigt werden? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


120. Abgeordneter 

Dr. Narjes 

(CDU/CSU) 


Gibt es für Parteien oder Verbände irgend- 
welche Möglichkeiten, einen Zuschuß oder ein 
Entgelt aus Mitteln der Bundesregierung dafür 
zu erhalten, daß sie Auszüge aus dem Arbeits- 
bericht 1975 der Bundesregierung oder Inhalts- 
angaben aus diesem Bericht in Partei- oder 
Verbandsdrucksachen oder auf Flugblättern 
wiedergeben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


121. Abgeordneter 
Seiters 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der Staatssekretär des Aus- 
wärtigen Amts, Dr. Gelhoff, in einem Schrift- 
erlaß alle diplomatischen und konsularischen 
Vertretungen der Bundesrepublik Deutschland 
angewiesen hat, den Tag des Inkrafttretens 
des Grundgesetzes (23. Mai) auch in diesem 
Jahr in einem Rahmen zu begehen, der sich 
dem anpaßt, was andere diplomatische und 
konsularische Vertretungen am Nationalfeier- 
tag ihres Landes unternehmen, und welche 
Erwägungen lagen diesem Schritt der Bundes- 
regierung zugrunde? 


122. Abgeordneter 
Seiters 


(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung dieses Vorgehen der 
Exekutive, das zumindest in tatsächlicher Hin- 
sicht ein Präjudiz hinsichtlich der Festlegung 
eines deutschen Nationalfeiertags darstellt, mit 
den verfassungsmäßigen Vorrechten der Legis- 
lative für vereinbar? 


123. Abgeordneter 
Dr. Abelein 
(CDU/CSU) 


Haben die Regierungen der UdSSR bzw. der 
DDR unter Berufung auf den Moskauer Ver- 
trag bzw. den innerdeutschen Grundvertrag 
und die Ostpolitik der Regierungen Brandt/ 
Schmidt Vorstellungen gegen den Tag der 
Deutschen Einheit erhoben? 
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124. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


125. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


126. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


127. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


128. Abgeordneter 
Dr. Becher 
(Pullach) 

(CDU/CSU) 


129. Abgeordneter 
Dr. Becher 
(Pullach) 

(CDU, CSU) 


Wurde bei der Hinterlegung der Beitrittsur- 
kunde der Bundesrepublik Deutschland zu dem 
Übereinkommen von New York vom 20. Fe- 
bruar 1957 über die Staatsangehörigkeit ver- 
heirateter Frauen (Gesetz vom 27. August 1973, 
Bundesgesetzbl. II S. 1249) eine Erklärung 
über den Begriff „Deutscher im Sinne von 
Artikel 116GG" unter Beachtung der Regeln 
über den Abschluß internationaler Verträge 
abgegeben? 

Ist im diplomatischen Verkehr der Begriff „In- 
terventionsnotiz" üblich, nachdem er sich in 
keinem Verzeichnis der Fachsprache der Di- 
plomatie befindet, oder handelt es sich dabei 
um einen neuen, im diplomatischen Verkehr 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Volksrepublik Polen eingeführten Begriff, 
und warum ist dies der Fall? 

Woher nimmt die Bundesregierung die Begrün- 
dung zu der Behauptung, daß die Familienzu- 
sammenführung „für die osteuropäischen Staa- 
ten Mitte Ende der sechziger Jahre kein Dis- 
kussionsthema mehr zu sein schien", obwohl 
statistisch für Mitte/Ende der sechziger Jahre 
eine höhere Zahl von Aussiedlern aus den 
osteuropäischen Staaten (Sowjetunion, Polen, 
Tschechoslowakei, Rumänien) registriert wer- 
den konnte als in den Jahren von 1970 bis 
1974? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß während 
des Besuchs von Bundeskanzler Schmidt Ende 
Oktober 1974 in Moskau zehn Staatsangehöri- 
ge der Sowjetunion deutscher Volkszugehörig- 
keit in Estland für 12 Tage von der Roten 
Armee verhaftet und vier in psychiatrische 
Kliniken eingeliefert worden sind, und wie hat 
sie darauf reagiert, oder wie gedenkt sie dar- 
auf zu reagieren, falls sie davon noch keine 
Kenntnis gehabt haben sollte? 

Was hat die Bundesregierung veranlaßt, sich 
in Luxemburg am Dienstag, dem 15. April 1975, 
im Rahmen eines Beschlusses der EG-Außen- 
minister einem Ersuchen der amerikanischen 
Regierung zu versagen, die Aggressionshand- 
lungen Hanois und der Vietcong in Südviet- 
nam zu verurteilen? 

Muß die Bundesregierung nicht befürchten, 
daß ein derartiges Verhalten jene Reaktionen 
in den Vereinigten Staaten stärkt, welche die 
freiheitlichen Kräfte Europas und insbesondere 
des deutschen Volkes in ihrer Auseinander- 
setzung mit der sowjetischen Bedrohung sich 
selbst überlassen und durch Entzug der politi- 
schen und militärischen Hilfe neutralisieren 
wollen? 
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130. Abgeordneter Welche Unterlagen oder Nachrichten lagen der 

Dr. Wittmann Bundesregierung vor, als ihr Außenminister 
(München) — nach Zeitungsmeldungen — mit den Außen- 

(CDU/CSU) ministem der Europäischen Gemeinschaft in 

Dublin darin übereinstimmte, daß der Kampf 
in Südvietnam wohl weiter gehen werde so- 
lange Staatspräsident Thieu sein Amt nicht 
zur Verfügung stelle? 

131. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, diese in 

Dr. Wittmann Dublin gezeigte Haltung in Zukunft immer 
(München) dann einzunehmen, wenn ein Angriff eines 

(CDU/CSU) kommunistischen oder eines anderen Landes, 

das von einer kommunistischen Großmacht 
unterstützt wird, gegen ein nichtkommunisti- 
sches Land oder auf den nichtkommunistischen 
Teil eines aus politischen Gründen geteilten 
Landes stattfindet? 

132. Abgeordneter Glaubt die Bundesregierung, daß die Äußerung 

Dr. Zimmermann ihres Außenministers in Dublin mit den Äuße- 
(CDU/CSU) rungen ihres Verteidigungsministers über Süd- 

vietnam und darüber, wer dort die Schuld 
trage, in Einklang zu bringen ist, oder soll 
diese Äußerung in Dublin eine indirekte Ant- 
wort der Bundesregierung an ihren Verteidi- 
gungsminister darstellen? 

133. Abgeordneter Glaubt die Bundesregierung, daß der Angriff 

Dr. Zimmermann des kommunistischen Nordvietnam, der dem in 
(CDU/CSU) Paris geschlossenen Abkommen widerspricht, 

im Falle eines Präsidentenwechsels in Süd- 
vietnam eingestellt werden würde, oder wollte 
die Bundesregierung zum Ausdruck bringen, 
daß Südvietnam angesichts des nordvietname- 
sischen Angriffs, der von einer kommunisti- 
schen Großmacht unterstützt wird, zu kapitu- 
lieren hat, um den „Kampf" zu vermeiden oder 
zu beenden? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß die „DDR" in einer Note an UNO- 
Generalsekretär Waldheim gegen die Ernen- 
nung von Dr. Eberhard Günther, den Präsi- 
denten des Bundeskartellamts in West-Berlin 
als Vertreter der Bundesrepublik Deutschland 
in der neugegründeten UNO-Kommission für 
multinationale Gesellschaften protestiert hat 
mit der Begründung, die Tätigkeit des Bundes- 
kartellamts verstoße gegen das Viermächte- 
abkommen, und muß im Vorgehen Ost-Berlins 
nicht erneut ein Beweis für die Haltung des 
Ostblocks gesehen werden, bestehende ver- 
tragliche Vereinbarungen einseitig auszulegen 
und bei Gelegenheit auch zu unterlaufen? 


2. Abgeordneter 
Roser 


(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung getan, bzw. was 
wird sie unternehmen, um diejenigen Viet- 
namesen wirksam vor den Aggressoren aus 
Hanoi und vor der kommunistischen Auf- 
standsbewegung in Südvietnam zu schützen, 
die mit Deutschland — sei es der deutschen 
Botschaft, seien es Institutionen auf dem Ge- 
biet der Entwicklungshilfe oder der humani- 
tären Hilfe — zusammengearbeitet haben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


3. Abgeordneter 

Erhard 

(Bad Schwalbach) 

(CDU/CSU) 


Wann gedenkt die Bundesregierung dem Be- 
schluß des Bundestages vom 27. März 1969 
— anläßlich der Verabschiedung des Bann- 
meilengesetzes — nachzukommen und darüber 
zu berichten, ob „zur Sicherung der Unab- 
hängigkeit der Rechtsprechung befriedete 
Bannkreise auch für andere Gerichte als das 
Bundesverfassungsgericht geschaffen werden" 
sollten? 


4. Abgeordneter 
Franke 
(Osnabrück) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung angesichts der Ziel- 
vorstellungen für die Investitionen zur Ge- 
wässersanierung in ihrem Umweltprogramm 
bereit, zusätzliche Mittel für diesen Zweck ein- 
zusetzen? 


5. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
durch ihre Interpretation des § 35 BVFG im 
Schreiben vom 10. Oktober 1973 an die Mini- 
ster und Senatoren der Länder (Aktenzeichen: 
_526/3 700/52/73 
3701/90/72 — * 
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die danach nicht mehr Antragsberechtigten, 
nach der Vertreibung geborenen, nach § 7 
BVFG anerkannten Vertriebenen und Hofes- 
nachfolger erheblich benachteiligt werden, und 
wird die Bundesregierung durch eine Ände- 
rung ihrer Auffassung auch diesem Personen- 
kreis die Antragsberechtigung nach § 35 BVFG 
wieder zuerkennen? 


6. Abgeordneter 
Dr. Marx 


(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach die Per- 
sonen, die gegen Peter Lorenz ausgetauscht 
wurden, Kontakte mit den Entführern von 
Peter Lorenz pflegten und nun versuchen, auf 
Umwegen nach Europa zurückzukehren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


7. Abgeordneter 
Dr. Marx 


(CDU/CSU) 


Was ist der Bundesregierung über den bishe- 
rigen und gegenwärtigen Aufenthaltsort jener 
Personen bekannt, die gegen Peter Lorenz aus- 
getauscht wurden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


8. Abgeordneter 
Pieroth 


(CDU CSU) 


9. Abgeordneter 
Pieroth 

(CDU CSU) 


10. Abgeordneter 
Pohlmann 


(CDU/CSU) 


11. Abgeordneter 
Pohlmann 


(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung Pläne der US-Army 
hinsichtlich der weiteren Verwendung des De- 
pots Nahbollenbach bekannt, das Ende Sep- 
tember d. J. aufgelöst wird? 

Wird sich die Bundesregierung dafür einset- 
zen, daß die deutschen Zivilbeschäftigten, die 
bis zum September d. J. im US-Depot Nahbol- 
lenbach entlassen werden, gegenüber anderen 
gleichwertigen Stellenbewerbern im öffentli- 
chen Dienst bevorzugt eingestellt werden? 

Gehört das Pflegegeld, das einem Unfallbe- 
hinderten von der Berufsunfallgenossenschaft 
gezahlt wird, zu den eigenen Einkünften des 
Kindes im Sinne von § 32 Abs. 2 Ziff. 2 Satz 2 
EStG 1974, und ist deshalb die Gewährung 
eines Kinderfreibetrags ausgeschlossen, wenn 
die eigenen Einkünfte des Kindes einschließ- 
lich des Pflegegeldes 7200 DM im Jahr über- 
steigen? 

Billigt die Bundesregierung die Auffassung, 
daß den Eltern eines durch einen Berufsunfall 
querschnittgelähmten Kindes der Pauschbetrag 
für Körperbinderte nach § 65 EStDV 1974 ver- 
sagt wird, weil das von der Berufsunfallge- 
nossenschaft gezahlte Pflegegeld 7200 DM im 
Jahr übersteigt? 
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12. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, den zum 
30. Juni 1975 endenden Begünstigungszeit- 
raum für bewegliche Wirtschaftsgüter nach 
dem Investitionszulagengesetz unter der Vor- 
aussetzung, daß diese zu genehmigungspflich- 
tigen Anlagen nach der Vierten Durchfüh- 
rungs-Verordnung zum Bundesimmissions- 
schutz gehören und die entsprechenden An- 
träge innerhalb des bislang gültigen Begün- 
stigungszeitraums eingereicht worden sind, 
ausreichend zu verlängern, weil die zuständi- 
gen Behörden mit der Bearbeitung der Anträge 
nicht immer nachkommen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


13. Abgeordneter 
Franke 
(Osnabrück) 
(CDU/CSU) 


In welchem Umfang stellt die Bundesregierung 
Mittel des Konjunkturprogramms für Gewäs- 
serschutzmaßnahmen zur Verfügung, die zu- 
gleich geeignet sind, die Auslastung der Kapa- 
zitäten im Tiefbau zu verbessern? 


14. Abgeordneter 

Mursch 

(Soltau-Harburg) 

(CDU CSU) 


Warum hat die Bundesregierung trotz ihrer 
eigenen Erklärungen im Bericht zum „Soltau- 
Lüneburg-Abkommen" (Drucksache 7 2443) und 
ihrer ausdrücklichen* Stellungnahme in der 
Drucksache 7 879, „daß ihr für die Gebiete, in 
denen große Truppenübungsplätze liegen, in- 
folge der damit verbundenen wirtschaftlichen 
Beeinträchtigungen eine besondere Fürsorge- 
pflicht zukommt" und sie deshalb anerkennt, 
„daß die im Raum Soltau vorhandenen Beein- 
trächtigungen verstärkte Hilfs- und Förde- 
rungsmaßnahmen erforderlich machen", der 
Streichung der im Rahmen der Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur bisher ge- 
förderten, durch die Lage im Übungsgebiet mit 
am stärksten belasteten Gemeinde Bispingen 
(Kreis Soltau) im 4. Rahmenplan zugestimmt, 
obwohl ein ausdrücklicher Beschluß des Bun- 
destages vom 13. März 1975 zur Drucksache 
7 3300 vorliegt, nach dem „die Fortsetzung der 
bisherigen laufenden Fördermaßnahmen im 
Rahmen der Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruklur für das ganze Ubungsge- 
biet. sicherzustellen" ist? 


15. Abgeordneter 

Mursch 

(Soltau-Harburg) 

(CDU/CSU) 

16. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswir- 

Dr. Narjes kungen der finnischen Importdepotgesetzge- 

(CDU/CSU) bung auf den deutsch-finnischen Handel? 


Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
ergreifen, um dem Beschluß des Bundestages 
in diesem Fall nachzu kommen? 
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17. Abgeordneter 
Dr. Narjes 
(CDU/CSU) 


18. Abgeordneter 

Peiter 

(SPD) 


19. Abgeordneter 

Peiter 

(SPD) 


20. Abgeordneter 

Spilker 

(CDU/CSU) 


21. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


22. Abgeordneter 
Härzschel 
(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung diese Gesetzgebung, 
die nach Pressemeldungen (Financial Times 
vom 25. März 1975) durch gewisse Ausnahme- 
regelungen zu einer faktischen Besserstellung 
der finnischen Importe aus einigen COME- 
CON-Staaten führen, mit unseren Ansprüchen 
auf Meistbegünstigung für vereinbar? 


Ist die Bundesregierung bereit, die Stadt Na- 
stätten im Rahmenplan der Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur " als überregionalen Schwer- 
punkt anzuerkennen, falls das Land Rheinland- 
Pfalz einen entsprechenden Antrag stellen 
würde? 


Warum wird die Stadt Bad Marienberg (We- 
sterwald) im Vierten Rahmenplan der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaf tsstruktur" für die Jahre 1975 
bis 1978 nicht mehr als Schwerpunktort aus- 
gewiesen? 


Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 
den Aussagen des Vertreters des Bundesmini- 
steriums für Wirtschaft auf einer Diskussions- 
veranstaltung des VIK (Vereinigung Industri- 
eller Kraftwirtschaft) am 12. Februar 1975 bei, 
wonach im Rahmen des Dritten Verstromungs- 
gesetzes keine Sonderbehandlung hinsichtlich 
der Anwendung der Härteklausel für energie- 
intensive Produktionen in Regionen vorgese- 
hen sei, obwohl der Bundesminister für Wirt- 
schaft am 8. November 1974 vor dem Deut- 
schen Bundestag ausdrücklich hervorhob, daß 
die entsprechende Vorschrift, vor allem be- 
stimmten Gebieten in revierfernen Ländern, 
zugute kommt, z. B. dem Inndreieck oder dem 
Hochrheingebiet? 


Womit ist es zu erklären, daß angeblich Flug- 
benzin billiger sein soll als Kfz-Benzin? 


Welche konkrete Unterstützung und in wel- 
cher Größenordnung wird die Bundesregierung 
gemeinsam mit der Landesregierung von Ba- 
den-Württemberg leisten, um für die am här- 
testen betroffenen Arbeitnehmer bei Audi NSU 
sowie den Gemeinden im Raum Heilbronn- 
Neckarsulm bei der Schaffung neuer Arbeits- 
plätze durch ein Dringlichkeitsprogramm zu 
helfen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


23. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung für die deutsche Fischwirtschaft einzulei- 
ten, nachdem die in Brüssel beschlossenen Re- 
ferenzpreise den Produktionskosten in der 
Bundesrepublik Deutschland nicht gerecht wer- 
den und der neue Umrechnungskurs von 
3,578 DM je RE bei den Referenzpreisen ein- 
gesetzt wird? 


24. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Welche Vorschläge hat die Bundesregierung 
im EG-Ministerrat gemacht, um die Kosten des 
EAGFL-Fonds in Brüssel bei der Bewältigung 
des Weinüberschusses zu senken, z. B. durch 
verstärkte Werbung für die Anhebung des 
Weinkonsums in der Europäischen Gemein- 
schaft? 


25. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen zu, der Sowjetunion seien 
aus Beständen der Europäischen Gemeinschaft 
30 Tonnen Rindfleisch zu einem subventionier- 
ten Preis geliefert worden, der sowohl unter 
dem Preis innerhalb der Europäischen Gemein- 
schaft als auch unter dem Weltmarktpreis 
liege, und ist — bejahendenfalls — wieder zu 
befürchten, daß die Sowjetunion nennenswerte 
Teile der Lieferung an Drittländer mit Gewinn 
weiter veräußern werde? 


26. Abgeordneter 
Baack 
(SPD) 


Warum muß, um Bundesmittel für den Tier- 
schutz zu erlangen, ein Zentral verband beste- 
hen, und wäre eine Dezentralisierung für die 
vielfältigen Aufgaben auf dem Gebiet des 
Tierschutzes angezeigter? 


27. Abgeordneter Wieviel konkurrierende Tierschutzorganisatio- 

Baack nen gibt es in der Bundesrepublik Deutsch- 

(SPD) land? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


28. Abgeordneter 

Katzer 

(CDU/CSU) 


Gedenkt die Bundesregierung, den Arbeits- 
losen durch eine Änderung des Dritten Ver- 
mögensbildungsgesetzes die Vorteile des 624 
DM-Gesetzes, das heute nur bei bestehenden 
Arbeitsverträgen anwendbar ist, durch Vor- 
lage einer entsprechenden Gesetzesnovellie- 
rung zu erhalten? 
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29. Abgeordneter 

Spranger 

(CDU/CSU) 


30. Abgeordneter 

Nordlohne 

(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich 


31. Abgeordneter 
Werner 
(CDU/CSU) 


32. Abgeordneter 
Werner 
(CDU/CSU) 


33. Abgeordneter 
Bredl 
(SPD) 


34. Abgeordneter 
Bredl 
(SPD) 


35. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei der 
augenblicklichen landwirtschaftlichen Witwen- 
Altersgeldversorgung für die Familien verstor- 
bener Pächter landwirtschaftlicher Betriebe 
keine Altersversorgung besteht, und was ge- 
denkt die Bundesregierung zu tun, um diese 
soziale Ungerechtigkeit zu beseitigen? 


Wann will die Bundesregierung das Babyjahr 
in der Rentenversicherung einführen? 


des Bundesministers der Verteidigung 


Inwiefern führt die Aufstellung der Panzer- 
brigade 28 in Domstadt bei Ulm/Donau zu 
einer unabweisbar notwendigen Ausweitung 
des bestehenden Panzerübungsgeländes auf 
den Gemarkungen Dornstadt-Bollingen, Ulm- 
Mähringen und Ulm-Lehr, und wie gedenkt 
die Bundeswehr, einer untragbaren Vergröße- 
rung der heute schon starken Lärmbelästigun- 
gen durch Panzerübungen vorzubeugen? 


Inwieweit denkt das Bundesverteidigungsmini- 
sterium an eine Verlegung des Übungsplatzes 
Dornstadt in ein weniger dicht besiedeltes Ge- 
biet? 


Wie weit ist das Planfeststellungsverfahren 
gediehen, mit dem eine Autobahnspange von 
Regensburg über östlich Landshut und eine 
Einleitung in die Inntal- Autobahn geschaffen 
werden soll, um sicherzustellen, daß der über- 
mäßig starke Urlaubsverkehr im Großraum 
München entlastet wird? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
der jährlich mehrfach stoßweise einsetzende 
Urlaubsverkehr nach dem Süden und Südosten 
Europas zweckmäßig über die Autobahn Nürn- 
berg — Regensburg geführt und westlich von 
Regensburg aufgespalten wird in Italienver- 
kehr über die Autobahn Regensburg — Lands- 
hut — Inntal und in Urlaubsverkehr Richtung 
Südosten über die Autobahn Regensburg — • 
Passau? 


Ist der Bundesregierung die Gründung des 
„Soldaten- und Reservistenkomitees 11 (SRK) in 
Heidelberg unter kommunistischer Schirmherr- 
schaft bekannt, welche Absichten hat dieses 
Komitee bisher gezeigt, und welche Zielset- 
zungen verfolgt es? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


36. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 
(CDU/CSU) 


Wie weit sind die Arbeiten des NATO-Komi- 
tees für Aufgaben der modernen Gesellschaft 
„CCMS" seit 1972 auf dem Gebiet der Kosten- 
entwicklung im Gesundheitswesen gediehen? 


37. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 


(CDU/CSU) 


Welchen derzeitigen Entwicklungsstand hat 
das von der Bundesrepublik Deutschland im 
Rahmen des genannten NATO-Komitees 1972 
übernommenen Projekts der Bewertung und 
Einführung automatisierter Verfahren und 
eines Vielphasensystems in der Sozialmedizin, 
durch das der Gesundheitsschutz und die Ge- 
sundheitsversorgung verbessert und zugleich 
diese Zweige der Sozialmedizin mit der Thera- 
pie kombiniert werden sollen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


38. Abgeordneter 
Seefeld 


(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Schät- 
zung des ADAC, daß jährlich etwa 300 000 ver- 
kehrsunsichere Lastkraftwagen in die Bundes- 
republik Deutschland einfahren, und — wenn 
diese Angaben den Tatsachen entsprechen — 
welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung gegen diesen Miß stand zu unternehmen? 


39. Abgeordneter 

Zebisch 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß vor al- 
lem in ländlichen Regionen, z. B. im Arbeits- 
amtsbezirk Weiden in der Oberpfalz, Verkäu- 
ferinnen nur deshalb schwierig bzw. überhaupt 
nicht an entsprechende Arbeitsplätze zu ver- 
mitteln sind, weil nach Arbeitsschluß um 
18 Uhr keinerlei zumutbare öffentliche Ver- 
kehrsverbindungen in entsprechende Ortschaf- 
ten mehr bestehen? 


40. Abgeordneter 
Zebisch 
(SPD) 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, den 
Personenbeförderern über die zuständige Ver- 
waltungsbehörde nach dem Personenbeförde- 
rungsgesetz in Abstimmung mit den Arbeits- 
ämtern Auflagen für die Fahrplangestaltung 
zu erteilen, die Schwierigkeiten dieser Art bei 
der Vermittlung von Arbeitnehmern vermei- 
den? 


41. Abgeordneter 
Flämig 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die 
Sanitäranlagen auf der Autobahnraststätte 
Helmstedt in Richtung Berlin dem gestiegenen 
Verkehrsaufkommen und den Anforderungen 
der Hygiene gerecht werden, und — falls dies 
nicht der Fall ist — was beabsichtigt die 
Bundesautobahnverwaltung zu tun, um diese 
Verhältnisse zu ändern? 
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42. Abgeordneter 
Rollmann 
(CDU/CSU) 


43. Abgeordneter 
Rollmann 


(CDU/CSU) 


44. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


45. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 

(CDU/CSU) 


46. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


47. Abgeordneter 

Baier 


(CDU/CSU) 


48. Abgeordneter 

Baier 


(CDU/CSU) 


49. Abgeordneter 
Schröder 
(Wilhelminenhof) 

(CDU/CSU) 


In welchem Umfang sind ausländische Last- 
kraftwagen an Verkehrsunfällen in der Bun- 
desrepublik Deutschland beteiligt, und was 
kann die Bundesregierung gegebenenfalls tun, 
damit ausländische Lastkraftwagen in Zukunft 
nicht unverhältnismäßig hoch an Verkehrsun- 
fällen beteiligt sind? 

Ist es richig, daß — wie die Zeitschrift „fest" 
in ihrer April- Ausgabe 1975 schreibt — bei 
Sicherheitsgurten „die ECE-Norm in einigen 
nicht unwesentlichen Punkten von den deut- 
schen Zulassungsbestimmungen abweicht 11 , und 
was beabsichtigt die Bundesregierung dagegen 
zu tun? 

Hält die Bundesregierung an dem Plan einer 
S-Bahn-Strecke Frankfurt/Hauptbahnhof — 
Frankfurt/Flughafen — Mainz — Ingelheim — 
Bingen fest, und bis wann ist mit der Inbe- 
triebnahme der genannten Streckenabschnitte 
zu rechnen? 

Erfordert die Verzögerung des Baus der Ent- 
lastungsstrecke Groß-Gerau — Köln den Bau 
eines weiteren Bundesbahngeleises zwischen 
Mainz und Bingen, um die infolge Überlastung 
dieser Strecke auftretenden Verzögerungen der 
Nahverkehrszüge zukünftig zu verhindern, und 
bis wann könnte gegebenenfalls mit der Fer- 
tigstellung gerechnet werden? 

Wie weit sind die Untersuchungen und Über- 
legungen bezüglich des weiteren Schicksals 
der Bahnstrecke Traunstein — Waging bereits 
fortgeschritten, und wann kann mit der im 
Juni 1974 seitens des Bundesverkehrsministe- 
riums zugesagten endgültigen Stellungnahme 
gerechnet werden? 

Trifft es zu, daß im Raum Dossenheim (Rhein- 
Neckar-Kreis), nachdem der Rhein-Neckar- 
Schnellweg gebaut wurde, nunmehr eine Neu- 
trassierung der B 3 in wertvollem Gartenge- 
lände erfolgt, und welche Gründe sind dafür 
maßgebend? 

Trifft es zu, daß zur Zeit Versuche mit farbigen 
Straßenmarkierungen in der Bundesrepublik 
Deutschland gemacht werden, und welche Er- 
gebnisse liegen vor? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die zur 
Zeit geltende Straßenverkehrs-Ordnung zahl- 
reiche Bäder und Kurorte daran hindert, Groß- 
parkplätze zur Entlastung der Straßen und 
Parkplätze auszubauen, weil von den meisten 
Behörden die „zumutbare Entfernung" vom 
Parkplatz zum Wohnbereich in Zweifel gezo- 
gen wird? 
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50. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Straßen- 
Schröder verkehrs-Ordnung dahin gehend zu ändern, 

(Wilhelminenhof) daß — ähnlich den Bestimmungen für die Insel 
(CDU/CSU) Helgoland — auch für die übrigen Nordsee- 

inseln Sonderregelungen angeordnet werden, 
die den Ausbau von Großparkplätzen am Ran- 
de der Wohngebiete ermöglichen, damit die 
Parkplätze in den Wohngebieten zu Tages- 
parkplätzen erklärt werden können und da- 
durch für die Gäste eine ungestörte Nachtruhe 
sichergestellt wird? 


51. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach der 
abgeschlossenen gebietlichen Neugliederung 
eine entsprechende Kennzeichnung der Abfahrt 
für Flörsheim und Weilbach unterblieben ist, 
obwohl zum gleichen Zeitpunkt auf der Auto- 
bahn Wiesbaden — Frankfurt zahlreiche kosten- 
intensive Neubeschilderungen vorgenommen 
worden sind? 


52. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Kann bei der Neuorganisation der Postver- 
waltung damit gerechnet werden, daß zur Stär- 
kung des nordostbayerischen Grenzraumes das 
Betriebsamt der Post zwar in Marktredwitz, 
das Verwaltungsamt aber in Tirschenreuth ein- 
gerichtet werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


53. Abgeordneter 

Dr. Jobst 
(CDU/CSU) 


Was wird die Bundesregierung über verbale 
Proteste hinaus auf die jüngsten widerrecht- 
lichen Terrorurteile des gelenkten Ostberliner 
Justizapparats gegen Menschen, die vom 
Recht auf Freizügigkeit Gebrauch machen und 
anderen dazu verhelfen wollen, hin unter- 
nehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


54. Abgeordneter 
Hoffie 
(FDP) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Einrichtung eines Land-Not-Frequenzban- 
des für ein automatisches, drahtloses Ret- 
tungssignalsystem alle z. Z. in Betrieb oder in 
Vorbereitung befindlichen Kommunikations- 
systeme zur Organisation von Hilfeleistungen 
in seiner Effizienz weit übertreffen kann und 
nicht nur in Krisen- und Katastrophenfällen 
sondern auch im Straßenverkehr geeignet ist, 
wirksame Unfallhilfe zu gewährleisten? 
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55. Abgeordneter 

Hoffte 

(FDP) 


56. Abgeordneter 

Dr. Jahn 

(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


57. Abgeordneter 

Dr. Jahn 

(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


58. Abgeordneter 
Pfeffermann 
(CDU/CSU) 


59. Abgeordneter 

Dr. Meinecke 

(Hamburg) 

(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
einen entsprechenden Vorschlag, der dem zu- 
ständigen Bundesministerium vor zwei Jahren 
unterbreitet worden ist, in die Tat umzu- 
setzen? 


Welches sind die Gründe für den Abbruch der 
Gespräche über eine Forschung saktion mit Ru- 
mänien durch die rumänische Regierung? 


Ist die Bundesregierung bereit, dem „Institut 
für Deutsche Sprache", das — wie durch seinen 
Präsidenten auf der Jahrestagung in Mann- 
heim mitgeteilt wurde — nicht in der Lage ist, 
vorhandene Programmsysteme und Textdoku- 
mentationen fortzuführen, die seit Jahren be- 
antragten Planstellen zu bewilligen, damit die 
Bundesrepublik Deutschland nicht zu einem 
„Entwicklungsland der Lexikographie" wird? 


Ist es mit der Zweckbestimmung bei der Ver- 
gabe von Haushaltsmitteln an die Gesellschaft 
für Friedens- und Konfliktforschung vereinbar, 
wenn diese an Herrn Eckehard Krippendorff 
einen Betrag von 60 300 DM für ein Projekt 
der Friedensforschung zukommen ließ (italie- 
nische Außenpolitik in Afrika unter den Mitte- 
Links-Regierungen), obwohl Krippendorff in 
der „Zeit" Nr. 17, vom 26. April 1968, als Expo- 
nent der Außerparlamentarischen Opposition 
vorgestellt wird und er dies erläuterte, indem 
er erklärte, „Gewalt gegen ein spezifisches 
Objekt wie den Springer- Verlag, und war Ge- 
walt in Form von Sachbeschädigungen, um des 
demonstrativen Effektes willen, halte ich prin- 
zipiell nach wie vor für notwendig und ge- 
rechtfertigt; ohne diese Ausschreitungen wäre 
es uns nicht möglich gewesen, der Öffentlich- 
keit den unmittelbaren Zusammenhang zwi- 
schen Springerscher Hetzkampagne und dem 
Mordanschlag auf Rudi Dutschke aufzuzei- 
gen."? 


Ist der Bundesregierung die in den Nieder- 
landen erforschte neue Technologie, Energie 
durch Windturbinen innerhalb und außerhalb 
des Küstenbereichs zu erzeugen, bekannt, und 
kann die Bundesregierung sagen, ob diese 
Technologie auch in der Bundesrepublik 
Deutschland, zumindest in den norddeutschen 
Küstenländern, anwendbar wäre, und würde 
sich damit für die weitere Zukunft die Diskus- 
sion um die Kernenergie entspannen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers ffjr 
Bildung und Wissenschaft 


60. Abgeordnete 

Frau 

Lüdemann 

(FDP) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, im Rahmen ihrer Beteiligung an der Fort- 
schreibung und Konkretisierung des Bildungs- 
gesamtplans (Stufen- und Teilpläne) ein be- 
sonderes Schwergewicht auf die Einrichtung 
von Ganztagsschulen — möglichst im Rahmen 
von Gesamtschulen — zu legen? 


61. Abgeordnete 

Frau 

Lüdemann 

(FDP) 


Wieviel als Ganztagsschulen ausgebaute Ge- 
samtschulen werden im Rahmen des Modell- 
versuchsprogramms aus Haushaltsmitteln des 
Bundes gefördert? 


62. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung wegen 
Peter des akuten Lehrermangels, vor allem an den 

(SPD) gewerblichen Berufsschulen, die Länder bei der 

Anwerbung nebenamtlicher Lehrkräfte finan- 
ziell unterstützt mit der Absicht, diesen Mangel 
kurzfristig zu beseitigen? 


63. Abgeordneter Ist es richtig, daß die Bundesregierung diese 
Peter Unterstützung nur auf Antrag der Länder gibt, 

(SPD) und hat gegebenenfalls die saarländische Re- 

gierung einen solchen Antrag gestellt? 


Bonn, den 18. April 1975 
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